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4. Berns Politik im Burgrechtsstreit
und in den zum Stanser Verkommnis führenden Verhandlungen

zwischen den Orten, 1478 bis 1481

Bern gab mit seiner seit dem Februar 1477 verfolgten Politik den Anstoss zum
Abschluss des Fünf-Städte-Burgrechts. In dem Ende 1477 anhebenden Streit um das

Burgrecht war es innerhalb der Städtegruppe führend. Es wurde an anderer Stelle - in
der 1982 veröffentlichten Abhandlung «Zur Entstehungsgeschichte des Stanser Ver-
kommnisses und des Bundes der VIII Orte mit Freiburg und Solothurn von 1481» -
des nähern ausgeführt, wie dieser Streit als ein Rechtsstreit begann, als Rechtsstreit
zwischen Luzern und den Ländern Uri, Schwyz und Unterwaiden, che unter Berufung

auf den Bundesbrief von 1332 der Stadt Luzern das Recht bestritten, sich am
Städtebündnis von 1477 zu beteiligen; wie viermal Anläufe unternommen worden
sind, um das im Bundesbrief vorgesehene Schiedsverfahren durchzuführen: Ende
1477, im Herbst 1478, im Frühjahr 1481 und zum letztenmal Anfang November
1481, es jedoch nie zur eigentlichen Durchführung des Verfahrens mit Entscheid nach
Minne oder Recht gekommen ist: «Ausserhalb und an Stelle des bundesgemässen
Rechtsverfahrens wurde von Anfang an der Weg der Verhandlungen beschritten,
unter Beteiligung der übrigen Orte samt Freiburg und Solothurn, zunächst mit dem
Ziel, die Gegenseite zur Aufgabe ihres Standpunktes und zum Verzicht auf das

behauptete Recht zu bewegen, im weiteren Verlauf immer mehr mit dem Ziel, eine
für beide Seiten annehmbare Ersatzregelung an Stelle des Burgrechts zu finden. Das
endliche Ergebnis, nach vier Jahren, waren das Stanser Verkommnis und der Bund
mit Freiburg und Solothurn vom Dezember 1481.»73

Dass es zu dieser Entwicklung und als ihrem schliesslichen Ergebnis zum
Verkommnis von Stans kam, ist nicht ein Verdienst Berns, sondern einer Initiative der
Länderorte zu verdanken. Das Entscheidende geschah auf der Luzerner Tagsatzung
vom 8.Juli 1478. Die Länderorte schlugen namens ihrer Obern als Ersatz für das

Fünf-Städte-Burgrecht, dessen Auflösung sie nach wie vor verlangten, eine Revision
des Sempacherbriefes von 1393 vor, die den Gründen, welche nach Aussage der Städte

den Abschluss des Burgrechts veranlasst hatten, durch entsprechende Ergänzungen
und Präzisierungen Rechnung tragen würde. In dieses erneuerte Verkommnis sollte
nach ihrem Vorschlag neben den VIII Orten und Solothurn auch das 1393 nicht beteiligte

Freiburg als Vertragspartner einbezogen sein. Die Städteboten gingen auf die
Anregung der Länder ein, obwohl dies ihre Instruktionen überschritt. Die an der
Sitzung vorgetragenen Revisionsvorschläge wurden in einer Beilage zum Abschied
schriftlich zusammengefasst. Sie sind der erste Entwurf zu einem Verkommnis, der
erste der sechs vorhandenen Entwürfe des Stanser Verkommnisses vom Dezember
1481; die folgenden fünf- vom April, August, September, Anfang und Ende November

1481 - erweisen sich, bis in die Formulierungen hinein, als Weiterentwicklungen
jenes ersten Projekts vom Juli 1478, als Neufassungen des Entwurfs, die aus Tagsat-
zungsverhandlungen hervorgegangen sind.74
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Bern hat sich an diesen Verhandlungen beteiligt, gleichzeitig aber immer wieder,
bis in den Sommer 1481 hinein, seine Entschlossenheit bekundet, am Burgrecht
festzuhalten. Diese Haltung hatte vor allem zwei Gründe. Zum ersten hatte sich die
bernische Regierung durch öffentliche Erklärungen und durch Ratsbeschlüsse selber die
Hände gebunden, einen allfälligen Rückzug sich erschwert. Im Januar 1478 hat der
bernische Rat den Burgrechtsvertrag in seinen Gebieten vor den Gemeinden verlesen
lassen und anlässlich dieser öffentlichen Bekanntmachung erklärt, dass Bern trotz der
dauernden Anfechtungen von seiten der Länder beim Burgrecht bleiben werde («dabi
wellen wir, als wir ouch sollen, gestraxs an abgang beliben»); " noch im Sommer 1481

begründete Bern sein Festhalten am Burgrecht mit dem Hinweis darauf, dass dieses

«mit gehebtem bedank aller der unsern von stetten und lendern» vollzogen worden
sei.76 Am 4.April 1478 gaben Schultheiss, Rät und Burger die feierliche Erklärung
ab, dass Bern für alle Zeiten am Burgrecht festhalten werde, welches deshalb von nun
an jeden Ostermontag zusammen mit den Satzungen beschworen werden solle.
Keinem solle es gestattet sein, «darwider zu reden, noch zu handeln». " Für die bernische

Obrigkeit stellte sich somit die Frage, wie eine Preisgabe des Burgrechts ohne
Gesichtsverlust und Einbusse an Autorität möglich wäre. Ein zweiter Grund für das

hartnäckige Festhalten am Burgrecht war der, dass für Bern das Burgrecht mit den

vier Städten neben dem einen Zweck, ein Bollwerk zu sein gegen alle Formen jener
«mutwilligen Gewalt», die im torechten Leben von 1477 bedrohlich in Erscheinung
getreten war, noch eine andere und ebenso wichtige Funktion hatte.78 Für Bern
bedeutete das ewige Fünf-Städte-Burgrecht, in welchem es unbestritten die Führung
besass, eine dauernde Möglichkeit, mit verstärktem Gewicht in eidgenössischen
Angelegenheiten zu sprechen und zu handeln, ein wertvolles politisches Instrument. Dafür
bot das von den Ländern vorgeschlagene neue Verkommnis keinen Ersatz. Verhandlungen

über eine gemeineidgenössische Ordnung gegen mutwillige Gewalt: ja; Aufgabe

des Burgrechts: nein - so lässt sich Berns Verhalten im Burgrechtsstreit zusammenfassend

umschreiben.
Die Wendung zu einer anderen Haltung Berns erfolgte im Sommer 1481, als sich

zeigte, dass die einheitliche Front der Städte den Ländern gegenüber auf der von Bern

verfolgten Linie sich nicht halten liess. Herbeigeführt wurde diese Wendung durch
Luzern, durch zwei Gesandtschaften der Stadt nach Bern, am 16. und am 22.Juli, die

von der Neigung Luzerns Kenntnis gaben, im Burgrechtsstreit nachzugeben, aufdie
Forderung der Länder einzugehen und sich mit ihnen auf der Grundlage des im April
1481 zu Stans besprochenen zweiten Verkommnisentwurfes (der in den Hauptzügen
mit dem ersten von 1478 übereinstimmte) zu verständigen: «... das zu vermidung vil
unrüwen und unglimpfs fügelich und gut were, etwas mittein, so uff dem tag
zu Stans angezeigt und dargetan sind, gütlich zu losen und denen mit zimlichem
begegnen statt ze geben». Der Bescheid, den der bernische Grosse Rat der ersten
Gesandtschaft, vom 16.Juli, erteilte, war entschieden ablehnend: Bern werde beim

Burgrecht, das «zu lob, nutz und er gemeiner unser Eidgnoschaft und enthaltung aller
erberkeit» abgeschlossen worden sei, bleiben, sich «durch kein ander anzeigung oder

weg» davon abbringen lassen.79 Nach der zweiten Gesandtschaft, vom 22.Juli, lenkte
Bern ein. Die Instruktion für die Tagsatzungsboten vom folgenden Tag schrieb vor,

111



dass die bernischen Boten «bi der antwurt des burgrechten halb, dabi zu beliben, sollen

verharren, es si dann das ander stett, die in dem burgrecht vergriffen sind, von
mittein wellen reden lassen». In diesem Fall sollten die bernischen Boten «ouch losen»,
sich an den Verhandlungen über die vorgeschlagenen «Mittel» (Vergleichsvorschläge,
die den Städten den Verzicht auf das Burgrecht ermöglichen würden) beteiligen.80 An
dem am 20. August 1481 zu Zofingen abgehaltenen Tag der fünf Burgrechtsstädte
einigten sich deren Boten auf den Vergleichsvorschlag, der den Ländern an der nächsten

Tagsatzung unterbreitet werden sollte. Dieser dritte Verkommnisentwurf knüpfte
an die beiden ersten Entwürfe an, enthält aber einige wesentliche Neuerungen, die
sich allerdings in den folgenden Verhandlungen mit den Ländern nur zum Teil haben
durchsetzen lassen.81 Am 26. August genehmigte der Grosse Rat von Bern den in
Zofingen vereinbarten Text.82 Damit war - stillschweigend - auch von seiten Berns
das Burgrecht aufgegeben. Die Bestimmungen dieses von den Städten vorgeschlagenen

Verkommnisses betrafen zur Hauptsache - neben Fragen der Kriegsordnung und
der Frage der Teilung von Kriegsbeute und Eroberungen an Land und Herrschaftsrechten

- die Abwehr mutwilliger Gewalt. Über Einzelheiten der Bestimmungen wurde

weiter verhandelt. Doch in den Vordergrund trat nun eine andere Frage, nämlich
wie Freiburg und Solothurn in die Eidgenossenschaft der VIII Orte einzubeziehen
seien: Die beiden Städte waren durch das ewige Burgrecht von 1477 in eine dauernde

Verbindung mit den drei Städten der achtörtigen Eidgenossenschaft gebracht worden;
die Auflösung dieser Verbindung warf die Frage nach der künftigen Stellung der zwei
Städte im eidgenössischen Bündnissystem auf. Es war diese Frage, welche bis in den
Dezember hinein die Einigung, eine Übereinkunft mit den Ländern erschwerte.83
Wie schliesslich unter der Wirkung des Einflusses von Bruder Klaus der Kompromiss
vom 22. Dezember 1481 zustande kam, ist hier nicht darzustellen, da dieser letzte

Kompromiss allein den Bundesvertrag mit den beiden Weststädten betraf, nicht das

Verkommnis mit seinen Bestimmungen gegen die verschiedenen Formen eigenmächtiger

Gewalt, wie es am 30. November in Stans beschlossen worden war.
Der Text des Verkommnisses, auf den sich die vom 25. bis zum 30. November in

Stans tagenden eidgenössischen Boten einigten, bedurfte noch der Genehmigung
durch die Ortsobrigkeiten, um Rechtskraft zu erlangen. Das gleiche galt für den von
ihnen gleichzeitig beschlossenen Text eines Bundesvertrages mit Freiburg und
Solothurn. An der auf den 18. Dezember wiederum nach Stans einberufenen Tagsatzung
sollten die Boten deshalb, laut Abschied, mit den nötigen Vollmachten erscheinen,
damit ohne weiteres «Hindersichbringen» Beschluss gefasst und das Vertragswerk
besiegelt werden konnte.84 In der Zwischenzeit fanden in den zehn Orten die Beratungen

über die Entwürfe statt. Während der vorgeschlagene Bundesvertrag in der
vorliegenden Form in den Ländern und auch in Freiburg auf Ablehnung stiess, fand der
unterbreitete Verkommnistext in allen Orten die erforderliche Sanktion durch die

zuständigen Ortsorgane.85 Der Grosse Rat von Bern stimmte beiden Vertragsentwürfen
Mitte Dezember zu.86 Das am 22. Dezember auf Grund übereinstimmender

Vollmachten der Boten endgültig beschlossene Verkommnis weist gegenüber dem
Entwurf vom 30. November nur einige formale Änderungen ohne inhaltliche Bedeutung
auf. Am auffälligsten ist die Neufassung der Präambel, die stark gekürzt wurde.
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Im Hinblick auf das gestellte Thema ist ein Vergleich mit dem ersten Verkommnisentwurf

von 1478 von besonderem Interesse, da bei diesem die Beziehung zum torechten

Leben von 1477 deutlicher sichtbar ist als beim Verkommnis in seiner endgültigen
Gestalt. Auf den folgenden Seiten werden daher die acht Artikel des Entwurfs vom
Juli 1478 wortgetreu, in der damals entstandenen Reihenfolge, wiedergegeben, in
Kleindruck daneben jeweilen die entsprechenden Bestimmungen der neun Artikel des

Stanser Verkommnisses.

Erster Verkommnisentwurf, Juli 1478 Stanser Verkommnis, Dezember 1481

(1) Allgemeine Verpönung "mutwilliger Gewalt» in der Eidgenossenschaft, von Gewalthandlungen
«ohne Recht» gegen die, welche im Gebiet der Eidgenossen wohnen oder die zu ihnen gehören.

Wir setzen und ordnen: Des ersten,
das nieman dem andern, so in unser Eit-
gnoschaft wonhaft aid uns zugehoren,
durch sin hus louffen, das sin nemen,
ouch dhein gwaltsami an lib noch an gut
an den andern legen, mit frevel und
gewalt, und wer aid welche ubersechen
und semlichen müttwillen und gewalt
triben, die sollen erlös und meineidig sin
und darfür gehalten werden und zu dem
und denselben sol man ze stund angriffen,

die fachen und nach irem verdienen
an irem lib aid gut straffen. Wo aber die
aid der, so semlich frevel begangen, an
dem end da si daz getan, entwichen, wo
die dann in unser Eitgnoschaft komen,
zu den sol man griffen, vachen und nach
irem verdienen wie obstat straffen.

- (1)
(a) [Die VIII Orte werden] weder durch

sich selbs noch durch unser undertanen, burger,

lantlütte oder durch nieman anders
nieman den andern mit eignem gewalt frävelich
uberziechen Und ob ieman under uns den

vorgenanten acht orten gemeinlich oder in-
sonders, darvor gott ewigklichen sie, ieman
dem andern an dem sinen oder an den sinen
oder an denen, wie darvor gelüttert ist,
solichs wie obstat zufügte, fürneme oder darwi-
der fatte, damit denn solichs verkommen und
unser aller ewigen geswornen pünde kreftigk-
lich beschirmpt werdent und wir alle mitein-
andern dest furer in brüderlicher trüw, frid,
rüw und gemach belibent, welhem ort oder
den sinen, als vorstät, den ditz under uns ie
begegnet, da söllent und wóllent wir übrigen
ort alle gemeinlich dasselbe ort und die sinen,
wie vorstät, so also genottiget werdent, vor
sölicher gewaltsammi und uberbracht
ungehindert aller sach mit gutten truwen schirmen,

schützen und hanthaben, on alle gever-
de.

(b) Und ob under uns einicherlei sundriger
personen, eine oder mer, dheinest solich
überbrach, uffrür oder gewaltsammi, als obstat,
gegen ieman under uns oder den unsern oder
denen, wie vor gelüttert ist, one recht furne-
ment oder begiengent, wer oder von welhem
orte under uns die ioch wärint, die söllent, so
dick das beschicht, von stund an nach irem
verdienen und gestalt der sach darumb von
iren herren und obern one alle hindernüs und
widerred gestrauft werden. Doch vorbehal-
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ten, ob ieman der unsern under uns in des
andern gerichten oder gepieten einicherlei
frâvel begienge oder uffrûr machte, mag man
daselbs die getâtter annemen und die ie umb
sòlich frâvel und büswirdig Sachen nach
desselben ortes und der gerichten daselbs, da
solichs ie zu zitten beschicht, recht und har-
kommenheit straufen und rechtvertigen, un-
gefarlich.

(2) Verbot der Selbstjustiz, von eigenmächtigen Strafaktionen

Und ob iemand in unser Eitgnoschaft
verlümdet oder geschuldiget wurde umb
Sachen, so unser stett und lender beru-

ren, als umb waz sach daz were, so
unrecht getan, darumb soll man nieman an
recht noch mit gewalt straffen, sunder
semlich geschuldiget personen für recht
stellen und des so si geschuldiget werden
aid worden sind fürhalten und ob sich
die aid der mit recht nit versprechen
noch entschuldigen mochten, der old die
sollen dann von iren herrn und obren
mit recht nach irem verdienen, ob sem-
lichs, so si geschuldigt, mit zweien aid
drien erbarn gloubsamen personen be-

wist und uff si gebracht und kuntlich
gemacht wirt, gestrafft werden.

[nur im 1. bis 4. Entwurf]

(3) Vorschriften betreffend das Verhalten im Krieg

Und nachdem in dem brief, so nach
dem Sempachstritt gemacht, begriffen
ist, wie man sich in kriegen halten, wann
man mit panern zücht, daz darzu gesetzt
werd «mit panern und venlinen>, alles

glich gestimpt.

- (4)
Und als dann in dem brieve, so vor zitten

nach dem stritte zu Sempach des iäres, do
man zalt von Cristi unsers herren gepurt
tusent drühundert drüundnunzig iär, durch
unser vordem säliger gedachtnüss, wie man
sich in kriegen und reisen halten solle, so wir
mit unsern offnen pannern zu veld ziechent,
etlich artickel gesetzt und beschlossen worden
sind, habent wir zu merer lüttrung uns und
unsern nachkommen zu gut in diser ewigen
verkomnus abgeredt, beschlossen und denselben

artickel also gesetzt: War wir von dißhin
mit unsern offnen pannern oder venlinen uff
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unser vigent ziechen werdent, gemeinlich
oder under uns dhein statt oder land sunderlich,

alle die, so dann mit den pannern oder
venlinen ziechent, die söllent ouch bi einandern

beliben als biderblüt, wie unser vordem
ie dahar getan hand, was not inen oder uns
ioch begegnet, es si in gevächten oder andern
angriffen, wie dann derselb und ander Sachen
und artickel in dem obgemelten brief nach
dem Sempacher stritte gemacht witter und
eigentlicher begriffen sind etc.,

- (5)
haben wir furer gesetzt und bschlossen, das

(siehe Fortsetzung unter 5, Geltung von
Pfaffen- und Sempacherbrief)

(4) Verbot, ohne Wissen und Erlaubnis der Obrigkeit sich zu versammeln und Beschlüsse zufassen

Item es sol ouch hinfür nieman in unser

Eitgnoschaft dhein sunderbar
gemeind samlen, noch antrag tun, an

gunst, wissen, willen und erlouben
Zürich eins bürgermeisters und eins rats,
zu Bern und zu Lucern der Schultheißen
und der ratten, zu Uri, zu Switz, zu

Underwalden, zu Zug und zu Glarus der

amman, der ratten und der ganzen
gemeinden, und wer aid welche daz uber-
sechen und nit stet halten, der und
dieselben sollen erloß und meineid sin und
an irem lib und gut nach irem verdienen
gestrafft werden. Und wir sollen ouch
einander trüwlich beholfen und beraten
sin, damit semlich lüt gestrafft werden
an dem ende und von denen, da denn
semlich antreg bescheen und uffgelüffen
sind.

~ (2)
Wir sind ouch übereinkommen und habent

gesetzt, das ouch fürbashin under uns und in
unser Eitgenosschaft weder in stetten noch in
lendern nieman dheinerlei sunderbarer gefar-
licher gemeinden, samlungen oder antrag,
davon dann ieman schaden, uffrür oder un-
füg erstan mochten, weder heimlich noch of-
fenlich furnemen noch tun sol one willen und
erlouben siner herren und obern, nämlich
Zurrich eins bürgermeisters und der rätten,
von Bern des schultheissen und der rätten,
von Lutzern eins schultheissen, der rätten
und hunderten, von Ure, Switz, Underwalden,

Zug und Glarus der amman, der rätten
und ir gemeinden daselbs; und ob darüber
ieman under uns dheinerlei sölicher gefarlicher
gemeinden, besammlung oder antrag, als
vorstätt, ze tünde fürneme, darzü hilf oder
rätt tätte, der und dieselben sollen als dann
nach irem verdienen gestracks und on verhindern

von iren herren und obern gestrauft
werden.

(5) Geltung von Pfaffen- und Sempacherbrief

Item daz ouch die zwen brief, so vor
gemacht sint, der ein von den priestern
und andern Sachen halb, und ouch der
ander nach dem Sempachstrit gemacht,
bi creften bliben und daz man die beide,
ouch disen, wann man eim burgermei-

- (5)
Haben wir furer gesetzt und bschlossen,

das vorab derselb brief und ouch der brief, so

vor zitten durch unser vordem sälig ouch
gemacht ist worden von priestern und ander
Sachen wegen in dem iar des herren tusent
drühundert und sübenzig iar, mit allen iren
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ster, eim Schultheißen aid eim amman
swert, die vor den gemeinden lesen und
ze halten sweren sollend.

puncten, stucken, Sachen und artickeln, wie
und in aller mäs, das dieselben beid brief
inhaltend und begriffent, fürbashin unversert
in ganzen gutten kreften bliben und vest
gehalten, und das dabi zu ewiger gedâchtnûsse
dieselben beid brief und ouch dise früntlich
ewige verkomnüss nu von hin, so dick wir unser

ewige pünde swerent, allenthalben under
uns in allen orten offenlich vor unsern
gemeinden gelesen und geöffnet werden
sollend.

(6) Bestimmungen betreffend die Teilung von Kriegsbeute und Eroberungen

Item in dem brief, so nach dem Sem-

pachstrit gemacht ist, sol man den arti-
kel, so da wist von dem erobreten güts

wegen teilen, ouch bessren und lütrer
setzen.

- (7)
Wir habent ouch zwüschent uns lutter

beschlossen und abgercdt, wo und als dick wir
fürbashin gegen ieman zu kriegen oder reisen
koment, was dann guttes, geltes oder brant-
schâtzen in sölichen kriegen oder reisen, in
stritten oder gevâchten. dheinest mit der hilf
gottes von uns erobret werdent, das solichs
nach der summ und anzal der lütten, so iegk-
lichs ort, statt und lender under uns in
sölichem zug oder gevächt gehept hat, den personen

nach glichlich geteilet werden sol. Ob
aber wir land, lütt, stett oder schloss, zins,
rent, zòll oder ander herrlicheit in sölichen
kriegen erobreten oder inement, die söllent
under uns den orten nach, als von alter har,
glichlich und früntlich geteilet werden. Und
ob wir söliche ingenommen land, stett,
schloss, zins, rent, zoll oder herrlicheit dheinest

in tädingswise wider zu lösen gabent
umb einicherlei summ geltes, des sie dann
wenig oder vil, dasselb gelt sol ouch under
uns ort von stetten und landen glichlich werden

geteilt, früntlich und on geverde.

Wir haben ouch gelüttert und hierinne
eigentlich beschlossen, das dise früntlich und
ewig verkomnüss uns die vilgenanten ort und
stett und ouch alle die, so in unser Eitgenos-
schaft mit uns reisent, ouch unser undertanen,

burger, lantlutt und die, so mit uns in
ewigen pünden sind und uns zu versprechen
stand, berüren sol und darin begriffen sin,
ußgenommen stett, schloss, land und lütt,
zins, rent, zoll und herrschaften, die söllent
uns orten von stetten und lendern, als

vorstät, zügehören und under uns geteilet werden.
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(7) Bestimmungen betreffend Ungehorsam, Widersetzlichkeit und offenen Abßall der Untertanen

Das ouch hinfür niemand dem andern
die sinen uffwisen, wider sin herrn ze

sind aid ungehorsam ze wesen, inen die
ouch nit abzüchen noch widerwertig ze

machen, sunder ob iemant die sinen

widerwertig wurdent und nit gehorsam wesen

wolten, die helfen gehorsam machen
nach lut und sag der buntbrieven.

* (3)
Wir haben ouch mit sunderheit zwüschent

uns abgeredt und beschlossen, das fürbashin
in unser Eitgnoschaft und under uns bi eid
und bi eren niemant dem andern die sinen zu

ungehorsammi uffwisen sol wider ir herren
und obern ze sinde, noch ieman die sinen
abzüchen oder understän widerwärtig ze
machen, dadurch die abtrinig oder ungehorsam

werden möchten. Und ob ieman under
uns die sinen widerwärtig sin wölken oder
ungehorsam wurden, dieselben söllent wir
ein andern mit gutten trüwen fürderlich helfen

iren herren wider gehorsam machen nach
lut und durch kraft unser geswornen punt-
briefen.

(8) Einbeziehung der Städte Freiburg und Solothurn

Item heimbringen, daz die von
Friburg und Solotorn ouch in dis brieve
begriffen und gesteh werden.

— Bund der VIII Orte mit Freiburg und
Solothurn

(Das Verkommnis wird schliesslich ohne
Beteiligung der beiden Städte abgeschlossen,
dafür werden sie durch eine gleichzeitig
beschlossene Bundesurkunde auf ewig mit den
VIII Orten verbunden)

Dis sachen sol man heimbringen und
uff zinstag nach unser lieben frowen tag
im ougsten [ 18. August] widerumb ze

Lucern sin und dann uff morndes des

mittwochen völlig antwurt geben und in
den dingen mit vollem gewalt handien,
als davor gerett ist.

(Abdruck des Entwurfs im Quellenwerk
von Durrer [s. Anm. 81] 129-131)

Der Ausbruch des «Bellenzerkrieges» Ende
1478 leitete eine zweijährige Phase des
Stillstandes in den Auseinandersetzungen um das

Burgrecht ein; dieses trat hinter anderen Fragen

der inneren und auswärtigen Politik der
Orte zurück.

Zweiter bis sechster Verkommnisentwurf
(St Entwurf der fünf Burgrechtstädte),
1481:

2: April 1481 (Durrer 131-133) - 3:

August (St, Durrer 133-135) - 4: September
(Durrer 135-137) - 5: Anfang November
(St, Durrer 137-140) - 6: 30. November
1481 (Durrer 140-144)

Das Stanser Verkommnis vom 22. Dezember

1481 (Nabholz/Ki.aui 62-66) stimmt
inhaltlich und, von unwesentlichen Ausnahmen

abgesehen, auch im Wortlaut mit dem
sechsten Entwurf überein.

Artikel des Stanser Verkommnisses, die im
ersten Entwurf von 1478 nicht enthalten sind:

(6) Beschwörung der Bünde (alle 5 Jahre)
(9) Vorbehalt der Bünde
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Die Bestimmungen gegen die verschiedenen Formen «mutwilliger Gewalt» (und
damit für die Durchsetzung des obrigkeitlichen Anspruchs auf das Monopol rechtmässiger

Gewalt) machen im Entwurf von 1478 mehr als drei Viertel des ganzen Textes
aus. Sie sind in den betreffenden Artikeln (1, 2, 4, 7) ausformuliert, während man sich
in den zwei Artikeln über das Verhalten im Krieg und über die Teilung von Kriegsbeute

und Eroberungen (3, 6) darauf beschränkte, auf den Sempacherbrief von 1393

zu verweisen und kurz anzugeben, was an ihm durch bestimmte Ergänzung und eine
ausführlichere Fassung verbessert werden sollte. Beim Artikel über die fortdauernde
Geltung sowohl des Sempacherbriefes wie des Pfaffenbriefes (5) ist an das in ihnen
enthaltene Verbot der Selbsthilfe durch eigene Gewalt zu denken.87

Der 1. Artikel des Entwurfs von 1478 (den der zweite Entwurf vom April 1481

unverändert übernahm) ist eine Wiederholung des 1. Artikels des Sempacherbriefes,
der jegliche Gewalthandlung gegenüber Eidgenossen und denen, die zu ihnen gehören,

in Krieg und Frieden verbot. Dem erneuerten Verbot wurde nun der erforderliche

Nachdruck verliehen durch die Beifügung von Strafbestimmungen für den Fall
des Zuwiderhandelns. Der von den fünf Burgrechtsstädten auf dem Tag zu Zofingen
im August 1481 ausgearbeitete dritte Entwurf ergänzte den Artikel durch die
ausdrückliche Erklärung (1/a), dass auch Übergriffe und Gewaltakte eines Ortes gegenüber

einem andern Ort zu unterlassen und die Orte gesamthaft verpflichtet seien, dem

Ort, «so also gewaltiget wird», beizustehen (während es in den beiden ersten Entwürfen

nur allgemein und unbestimmt heisst, dass «nieman» mit Frevel und Gewalt gegen
andere vorgehen solle). Der Zusatz ist auf Begehren Luzerns in den Text aufgenommen

worden, und es ist darin eine Nachwirkung des 1478 im luzernischen Entlebuch
aufgedeckten Komplotts, in welches Magistratspersonen von Obwalden verwickelt
waren, zu sehen. «Staatlich» und «privat», das heisst Unternehmen eines Orts «durch
sich selbs» und Unternehmen «sundriger personen» waren gerade in den Landsge-
meindeorten schwer voneinander zu trennen.88 Während sich die von Luzern
verlangte Erweiterung von Artikel 1 in der Folge durchgesetzt hat, war dem neuen Ver-
kommnisartikel, der auf Begehren Berns in den Zofingerentwurf der fünf Städte

aufgenommen worden ist, kein solcher Erfolg beschieden. Der Artikel verlangte, dass sich

die Orte gegenseitig ihren gegenwärtigen Besitzstand an Gebieten und Herrschaftsrechten

garantierten. Es war dies eine der von Bern gestellten Bedingungen für sein
Einlenken: «Wo die andern vier stett von mittein wellen lassen reden, das dann miner
herren botten des ouch gewalt haben, und darin lütern: was iemand ietz inhab, das er
dabi ietz und hinfür belib und iegklich parti den anderen also hanthab, schütz und
schirm.»89 Den Hintergrund bildete, wie schon Hans Sigrist in seiner Dissertation von
1944 festgestellt hat, der Streit zwischen den Orten um die Eroberungen im Waadtland.

90 Da in dieser Frage die Interessen der Orte, auch auf Seiten der Städte,
auseinandergingen, fehlte Bern die Unterstützung, deren es bedurft hätte, um den Artikel
endgültig durchzubringen; er kommt in den folgenden Entwürfen nicht mehr vor.

An das von den Gesellen im «Saubannerzug» beanspruchte und vom bernischen
Rat als Anmassung zurückgewiesene Recht auf eigene Strafgewalt erinnert der
2. Artikel des Verkommnisentwurfs von 1478, der verlangt, dass nicht «an[e] recht
noch mit gewalt» gegen Beschuldigte («umb Sachen so unser stett und lender beruren»)
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vorgegangen werde, dass solche Beschuldigte «von iren herrn und obren» zur Rechenschaft

gezogen und «mit recht» gestraft werden sollen.91 In den beiden letzten Entwürfen

und im Stanser Verkommnis ist der Artikel nicht mehr enthalten, ohne dass aus
den Akten ein Grund dafür zu erfahren wäre.92

Den deutlichsten unmittelbaren Bezug zum torechten Leben von 1477 zeigt der
Artikel, welcher eigenmächtige, ohne Wissen und gegen den Willen der Obrigkeit
veranstaltete Versammlungen und Beschlussfassungen der Ortsangehörigen verbietet. Er
ist in allen sechs Verkommnisprojekten, auch in denen, die als Gegenentwürfe
entstanden sind, enthalten, woraus geschlossen werden kann, dass er keine entschiedene

Ablehnung von seiten der Länderboten - das heisst der Magistraten, der Ehrbarkeit
in den Ländern - erfahren hat. Unter den Landleuten der inneren Orte dauerte indessen

der Widerstand gerade gegen diesen Artikel über das Jahr 1481 hinaus an, ebenso
aber auch die Entschlossenheit der Städte, an ihm festzuhalten. Als im Mai 1489 die
Gemeinde von Schwyz durch ihre Tagsatzungsboten verlangte, dass er aus dem
Verkommnis entfernt werde, da hat sich Bern, zusammen mit den vier andern einstigen
Burgrechtsstädten, entschieden und mit Erfolg dagegen gewandt, dass aus dem
Verkommnis dieses Kernstück des Vertrages herausgebrochen wurde.93
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